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Vieles ist in Bewegung in der Diakonie –  
 

auch wir in Hessen wollen ein Teil davon sein 
 
 
 
 
 

Liebe Kolleginnen und Kollegen in den Mitarbeitervertretungen der Dia-
konie in Hessen und Nassau, 
 
das neue Info-Magazin Nummer 2-2014 Eures Gesamtausschusses ist bei Euch an-
gekommen. Wir haben als Hauptthema „Wie geht es weiter im Arbeitsrecht bei 
der Diakonie“ gewählt.  
 
Ausführlich berichten wir über die erfreuliche Entwicklung in Niedersachsen.  
 
Dort haben die diakonischen Dienstgeber und die Gewerkschaften ver.di und Mar-
burger Bund eine historische Wende eingeleitet: Tarifverträge werden verhandelt.  
 
Die Fachzeitschrift „Arbeitsrecht und Kirche“ hat uns erlaubt, folgende Beiträge in 
unserem Info nachzudrucken: 
 

 Annette Klausing, die zuständige Gewerkschaftssekretärin von ver.di in Nie-
dersachsen schildert den Verlauf der Ereignisse.  
 

 Wir drucken das Thesenpapier zur kirchlichen Sozialpartnerschaft ab und die 
Stellungnahme der Diakonie Deutschland. 

 
In der aktuellen Ausgabe 2-2014 ist ebenfalls ein sehr lesenswerter Bericht zur De-
legiertenversammlung vom 31.03.2014 in Friedberg. Ergänzt wird dieser durch 
die Schilderung eines sachkundigen Menschen, der den ganzen Tag vor Ort seine 
Beobachtungen gemacht hat. 
 
Beide Gesamtausschüsse der Diakonie Hessen haben eine gemeinsame Stellung-
nahme zur Frage Tarifvertrag versus Dritter Weg verfasst, die hier im Info zu lesen 
ist. 
 
Auch bundesweit melden sich die Zusammenschlüsse der Arbeitnehmervertretungen 
zu Wort und sprechen sich für das Tarifvertragssystem in der Diakonie aus – die 
Stellungnahme der Bundeskonferenz findet Ihr ebenfalls in dieser Ausgabe. 
 
Auch zwei neue Fortbildungsangebote für 2014 sind im Info ausgeschrieben. 
 
Wir würden uns sehr freuen, Euch zum Vorsitzenden- und Stellvertretertreffen am 
23. Juni 2014 im AGAPLESION ELISABETHENSTIFT in Darmstadt begrüßen zu 
dürfen. Dort wollen wir ausführlich über die Ereignisse berichten und uns mit Euch 
über das weitere Vorgehen austauschen. 
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Weil die Tagesverpflegung für uns weitaus teurer wird als in Bad Vilbel müssen wir 
pro Teilnehmer einen Kostenbeitrag in Höhe von 30 Euro erheben. Dies ist mit dem 
Vorstand der Diakonie Hessen abgestimmt, euer Arbeitgeber übernimmt die Kosten. 
Bitte entrichtet diesen Betrag zu Beginn der Veranstaltung in bar – Ihr erhaltet selbst-
verständlich eine Quittung. Die Einladung findet Ihr am Ende dieses Infos. 

 
 
 

Es gibt noch viel mehr zu bewegen  
 

– packen wir´s an! 
 
Für den Gesamtausschuss in Hessen und Nassau 
 
Edith Heller         im Mai 2014 
 
 
Bei dieser Gelegenheit möchten wir Euch die Fachzeitschrift „Arbeitsrecht und Kir-
che“ für Mitarbeitervertretungen sehr empfehlen, die für einen traumhaft günstigen 
Jahrespreis von 60 Euro über den Kellner Verlag zu beziehen ist – inklusive erhalten 
die Abonnenten auf Wunsch per Mail einen Newsletter mit den neuesten Urteilen im  
Arbeitsrecht. 
 
 
 
 
 

.  
 
 

 
 
 
 
 
Die folgenden Seiten sind dem Magazin 
„Arbeitsrecht und Kirche“, Ausgabe 1/2014, 
entnommen.  
Der Abdruck erfolgt mit freundlicher Ge-
nehmigung des KellnerVerlags Bremen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

„Arbeitsrecht und Kirche“ kann im Abo 
bezogen werden. Kostenlose Probeausga-
ben gibt es unter:  
0421 77866 oder www.kellnerverlag.de 
 

http://www.kellnerverlag.de/
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Gemeinsame Erklärung der Gesamtausschüsse  

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diakonischen Einrichtungen  

in Kurhessen Waldeck und Hessen und Nassau 

 

Das Modell des „Dritten Weges“ ist bei der weitaus überwiegenden Mehr -

heit der Mitarbeitenden der Diakonie Hessen nicht akzeptiert.  

 

Die Gesamtausschüsse in Kurhessen Waldeck und Hessen und Nassau wünschen 

sich die Ausgestaltung der Arbeitsbedingungen auch im Bereich der Evangelischen 

Kirchen und deren Diakonischem Werk in Hessen durch Tarifverträge.  

 

Das im November 2013 für die Evangelische Kirche in Deutschland verabschiedete 

„Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetz“ (ARGG) führt die überkommenen Instru-

mente der Arbeitsrechtssetzung durch Arbeitsrechtliche Kommissionen und die nur 

scheinbar angemessene Beteiligung der auf Arbeitnehmerseite als zuständige Ver-

handlungspartner für die Ausgestaltung der Arbeitsbedingungen angesehenen Ge-

werkschaften fort.  

 

Dieses Gesetz soll jetzt landeskirchlich übernommen werden – dagegen protestieren 

beide Gesamtausschüsse. Sie wollen den Weg der Arbeitsrechtssetzung durch Ar-

beitsrechtliche Kommissionen auf dem sogenannten Dritten Weg nicht fortführen. 

 

Dies demonstrieren auch die durch den Aufsichtsrat des Diakonischen Werkes ge-

gen den erklärten Wunsch der Gesamtausschüsse der Mitarbeitervertretungen zwar 

durchgeführten, aber nicht mit der Entsendung von Mitgliedern in die Arbeitsrechtli-

che Kommission endenden Delegiertenversammlungen in Gießen und Friedberg.  

 

Es wird an dieser Stelle nochmals appelliert, dass es gemeinsames Ziel aller in Ki r-

che und Diakonie Verantwortung Tragenden, gleich ob auf Arbeitgeber- oder Arbeit-
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nehmerseite, sein muss, dem Lohndumping durch Abschluss eines für allgemeinver-

bindlich erklärbaren Tarifvertrag Soziales zu begegnen. 

Die Gesamtausschüsse der Mitarbeitervertretungen wünschen sich das klare Be-

kenntnis der zugrundeliegenden kirchlichen Rechtssetzungen zum Tarifvertragsmo-

dell, dem sogenannten 2. Weg der Ausgestaltung von Arbeitsbedingungen.  

 

Die Gesamtausschüsse wünschen sich ein an dem Entwurf eines Kirchengesetzes 

der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen zur Regelung der Ar-

beitsbedingungen in Einrichtungen der Diakonie (ARRG-D) vom 08.03.2014 sowie 

der hierzu zwischen der Gewerkschaft ver.di, dem Marburger Bund und dem Diak o-

nischen Dienstgeberverband Niedersachsen e.V. geschlossene Sozialpartner-

schaftsvereinbarung orientiertes Arbeitsrechtsregelungsgesetz für die Beschäftigten 

der Diakonie in Hessen. 

 

Die dortigen Vereinbarungen bauen auf einem von gegenseitigem Vertrauen gepräg-

ten Verhandlungsgrundsatz auf, ohne die Handlungsoptionen der Sozialpartner be-

reits im Vorfeld durch den Streit über künftige Streitigkeiten einzuengen. 

 

Der Entwurf zum ARRG-D Niedersachsen sieht als Instrument der Ausgestaltung 

des Arbeitsrechts in der Diakonie Niedersachsen ausschließlich den Tarifvertrag s-

weg vor. 

 

Die Proklamierung einer unbedingten Friedenspflicht unter Bezugnahme auf den 

Begriff der theologisch und rechtlich umstrittenen „Dienstgemeinschaft“ wird nicht 

als zielführend erachtet. Die Sozialpartner in Niedersachsen verweisen in diesem 

Zusammenhang lediglich auf den zugrundeliegenden Verhandlungs- und Schlich-

tungsgrundsatz, ohne den Begriff „Dienstgemeinschaft“ zu nutzen oder weiterge-

hende Pflichten der Sozialpartner zu bestimmen.  

 

Diese Lösung wünschen sich die Gesamtausschüsse auch für Hessen.  
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Impressionen vor der Delegiertenversammlung am 31.03.2014 in Friedberg… 
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…und in der Folge der Erlebnisbericht eines „juristisch versierten außenstehenden 
Insiders“ am Rande der Delegiertenversammlung am 31.03.2014 in Friedberg: 
 
Diakonie Hessen: Wiederum gescheiterte Wahl zur Arbeitsrechtlichen Kom-
mission kann zeitweise nur unter Polizeischutz stattfinden.  
Die heutige Wahl zur arbeitsrechtlichen Kommission im Hessischen Friedberg in der 
Stadthalle wurde begleitet von lautem Protest. Während drinnen eine Kommission 
„gewählt“ werden sollte, die vermeintlich christliche, also ausgewogene und faire Be-
schäftigungsbedingungen schaffen soll, wurden draußen protestiert. Die Teilnehme-
rInnen der Solidaritätskundgebung trugen ihren Unmut anlässlich dieser Wahl auf die 
Straße. Als die Delegierten den Raum betreten wollten, in dem die Wahlhandlungen 
stattfinden, gab es lautstarken, aber durchweg friedlichen Protest direkt vor dem 
Raum. Als dann auch noch die restlichen lila „Bändchen“ verschwanden, die die De-
legierten als solche kenntlich machen sollten, wussten sich die Veranstaltenden, die 
sich dem Grundsatz der christlichen Nächstenliebe verpflichtet haben, nicht anders 
zu helfen, als umgehend die Polizei zu informieren und den Vorraum unter Andro-
hung von Strafanzeigen zu räumen. 
 
Dagegen richtete sich dann draußen direkt vor den Fenstern des Wahlraumes laut-
starker Protest, welcher von der Polizei, die schnell Verstärkung anforderte, unter-
bunden wurde. Zeitweise waren bis zu 10 Polizeiwagen anwesend, die von den Ver-
anstaltern hinzugezogen wurde. Die spontane Kundgebung durfte nur 30 Meter vom 
Veranstaltungsort entfernt stattfinden. Für den Fall, dass draußen direkt vor dem 
Fenster des Wahlraumes demonstriert werde, teilte die Polizei mit, die mittelhessi-
schen Einsatzkräfte seien informiert. Diese könne man innerhalb von zehn Minuten 
zusammen zu ziehen. Daraufhin wurde eine spontane Demonstration veranstaltet. 
Die anwesenden Beschäftigten ließen sich nicht einschüchtern und demonstrierten, 
von der Polizei begleitet, auf der an der Stadthalle vorbeiführenden Straße.  
 
Die Wahlversammlung dauerte insgesamt fast 11 Stunden und endete ohne Ergeb-
nis. Viele Delegierte, die zum Teil eine Anreise von zwei Stunden Dauer hatten, 
mussten vorzeitig die Veranstaltung verlassen, weil sie entweder ihre Züge bekom-
men mussten oder einfach am Ende des Tages erschöpft waren. Eine Verpflegung 
oder eine richtige Pause gab es von der Diakonie – abgesehen von einigen belegten 
Brötchen am Morgen – für die Delegierten nicht. Von den insgesamt 63 kandidieren-
den Delegierten für das Amt in der Arbeitsrechtlichen Kommission, von denen vorge-
sehen ist, dass sie sich dem Auditorium auch persönlich vorstellen, konnten sich bis 
zum Ende nur 4 Personen vorstellen. 
 
Dass die ArbeitnehmervertrerInnen hier auf Augenhöhe die Interessen der Arbeit-
nehmer mit dem gleichen Druck durchsetzen können, wie die Arbeitgeber, ist nicht 
gewährleistet und lässt sich am Ablauf dieses Tages eindrücklich veranschaulichen. 
 
Die VertreterInnen der ArbeitnehmerInnen müssen fürchten, dass ihre Arbeitgeber 
Innen, denen sie zum Teil in der Kommission direkt gegenübersitzen, sie wegen ih-
res Verhaltens in der Kommission am Arbeitsplatz benachteiligt oder sie zumindest 
spüren lässt, dass sie in den Verhandlungen nicht ihrer Meinung sind. Folge dessen 
ist, dass die Beschäftigten der Diakonie nicht gleich einer Gewerkschaft verhandeln 
können. Die Beschäftigten haben keine echten Einflussmöglichkeiten, die Interessen 
der ArbeitnehmerInnen wirklich zu vertreten. Niedrige Löhne, unwürdige Arbeitsbe-
dingungen führen zu Mängeln in der Pflege und nicht zuletzt zur Ausbeutung derer, 
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die existenzielle Arbeit für unsere Gesellschaft leisten und ohne die ein sozialer und 
würdevoller Umgang mit Menschen, die hilfsbedürftig sind, nicht möglich ist.  
 
Der Ablauf dieser Wahl unter eheblichen Verstößen gegen arbeitsrechtliche Schutz-
vorschriften, eine fehlende Verpflegung, der Ruf nach der Polizei bei dem ersten 
Aufbegehren der Beschäftigten nach fairen und würdigen Arbeitsbedingungen zeigt, 
dass es endlich Zeit ist, im Sinne einer fairen Beschäftigungspolitik Tarifvertragsver-
handlungen aufzunehmen, bei denen Arbeitnehmerinnen ihren Arbeitgebern gegen-
über ihre Interessen auf Augenhöhe vertreten können.  
 
Die Beschäftigten sind schon lange reif dafür. Ob die Arbeitgeberseite der Diakonie 
die Zeichen der Zeit erkannt hat, wird sich nach dem heutigen Tag zeigen.  
Während der Wahl wurden die Eingangstüren der Stadthalle von Polizeibeamten 
bewacht, zeitweise waren die Türen sogar abgeschlossen, um die Wahl ungestört 
durchzuführen.  
 

Die Arbeitsrechtliche Kommission setzt sich zusammen aus Arbeitnehmer- und 
ArbeitsgebervertreterInnen der Diakonie in Hessen – Hessen Nassau und Kurhessen 
Waldeck. In dieser Kommission, die auf 4 Jahre gewählt wird, werden wesentliche 
Entscheidungen für die Beschäftigten in der Diakonie getroffen. Die sogenannten 
Arbeitsvertragsrichtlinien regeln die wesentlichen Arbeitsbedingungen, insbesondere 
das Entgelt, Urlaub und Arbeitszeit. Diese Regelungen sind für alle Beschäftigen 
verbindlich, doch handelt es sich nicht um einen „echten“ Tarifvertrag. Zwar werden 
die Arbeitnehmer in der Arbeitsrechtlichen Kommission aus der Mitte der Delegierten 
der Mitarbeitervertretungen, dem Pendant zum Betriebsrat auf diakonischer Ebene, 
gewählt. Aber sie sitzen in dieser Kommission ihren eigenen Arbeitgebern gegen-
über. Von einem Verhandlungsgleichgewicht bei den Verhandlungen über die Best-
immungen der Arbeitsvertragsrichtlinien, kann daher nicht die Rede sein, da ein min-
destens mittelbarer Druck von der Arbeitgeberseite besteht  

 
Zur Interessendurchsetzung ist Arbeitskampf in der Diakonie nur eingeschränkt mög-
lich, was eine extreme Schwächung der arbeitnehmerseitigen Interessen bedeutet.  
Es fehlt dadurch ein schlagkräftiges Mittel, welches grundsätzlich jeder/m Arbeitneh-
merIn grundgesetzlich zusteht, um sich gegen ArbeitgeberInnen durchzusetzen, die 
sich fairen Beschäftigungsbedingungen verschließen. 
 
Für die Beschäftigen in der Diakonie ist daher nur ein Allgemeinverbindlicher Tarif-
vertrag der Ausweg, bei dessen Verhandlungen sich die Parteien gleichberechtigt 
gegenüberstehen. Daher waren am Tag der Wahl in Friedberg auch Mitglieder der 
Gewerkschaft ver.di vor Ort, um die Delegierten zu unterstützen. Denn nur wenn von 
der Regelung der Arbeitsbedingungen der Beschäftigten durch die Arbeitsrechtliche 
Kommission Abstand genommen wird, kann eine faire Beschäftigungspolitik erreicht 
werden, der Verhandlungen auf Augenhöhe vorausgehen, und den Beschäftigten die 
Arbeitsbedingungen schafft, die ihren Tätigkeiten angemessen sind.  
 
Die Beschäftigten der Diakonie Hessen haben heute eindrücklich und laut ge-
zeigt, dass sie diese Beschäftigungspolitik nicht wollen. Sie wollen mitwirken 
an dem, was einen Großteil ihres Lebens bestimmt. Hierzu haben sie ein Recht. 
Als sie dieses einforderten, rief die Diakonie die Polizei. 



 

13 

Kirchengericht stellt klar: ACK-Klausel gilt nicht für Mitglied-

schaft im Gesamtausschuss – zumindest im Diakonischen 

Werk in Hessen und Nassau  
 

Der Juristische Vorstand der Diakonie Hessen hielt die Wahl von Michel Hondrich, 

EVIM Wiesbaden und Alfred Grimm, AGAPLESION ELISABETHENSTIFT Darmstadt 

für unwirksam, da sie nicht Mitglieder einer sog. ACK-Kirche sind. Sie hätten deshalb 

keinen Anspruch auf Dienstbefreiung zur Betätigung für den Gesamtausschuss.  

 

Auf der Mitgliederversammlung am 10.09.2013 wurde auf Grundlage der §§ 8 und 14 

des MVG.DW der Gesamtausschuss für den Bereich Hessen und Nassau gewählt. 

Die in § 8 (4) enthaltene Maßgabe, dass je Einrichtung und Dienststellenverbund nur 

ein Mitglied im Gesamtausschuss vertreten sein darf, wurde vom Wahlvorstand kon-

trolliert und umgesetzt. Ebenso achtete er darauf, dass, wie im gleichen Paragraphen 

in Absatz 3 festgelegt, der Gesamtausschuss „aus der Mitte der anwesenden Vertre-

terInnen“ der entsendenden MAVen gewählt wurde. An keiner Stelle des § 8 mit der 

Überschrift „Bildung des Gesamtausschusses“ gibt es weitere Einschränkungen oder 

Querverweise auf den von der Diakonie zitierten § 3 des MVG.DW bezüglich der 

Wählbarkeit in den Gesamtausschuss.  

 

Die „beanstandeten“ Mitglieder im Gesamtausschuss nahmen und nehmen unbe-

schadet der Behauptung, ihre Wahl sei unwirksam, in vollem Umfang ihre durch die 

Wahl ausgelösten Aufgaben im Gesamtausschuss, in den Beratungen und Schulun-

gen von MAVen und in Gesprächen mit dem Vorstand der Diakonie Hessen wahr. 

 

Die Klage vor dem Kirchengericht im Auftrag des Gesamtausschusses in Hessen 

und Nassau wurde am 23.04.2014 verhandelt und entschieden – in allen Punkten 

erhielt der Gesamtausschuss ohne Einschränkungen recht: 

1. Die am 10.09.2013 erfolgte Wahl der beiden Kollegen in den Gesamtaus-

schuss des DW in Hessen und Nassau ist wirksam 

2. Das Diakonische Werk Hessen ist verpflichtet, den Arbeitgebern die Freistel-

lungen zu melden 

3. Das Diakonische Werk Hessen ist verpflichtet, die durch deren Tätigkeit für 

den Gesamtausschuss entstehenden Kosten zu tragen 

 

Ziel der politischen Arbeit der nächsten Jahre muss es nun sein, die unzeitgemäße 

ACK-Klausel ganz aus dem Mitarbeitervertretungsrecht zu verbannen. Denn: wenn in 

Mitgliedseinrichtungen auch Nicht-Kirchenmitglieder als ArbeitnehmerInnen beschäf-

tigt werden, müssen sich diese bei der Wahl ihrer betrieblichen (und überbetriebli-

chen) Interessenvertretung völlig gleichberechtigt beteiligen können – alles andere 

widerspricht dem Geist des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes.  

 

Interessierte Kolleginnen und Kollegen können das Urteil in voller Länge gern 

über den Gesamtausschuss anfordern 
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Protokoll der Mitgliederversammlung des GAMAV HN  
25.03.2014 von 9.00 bis 15.00 Uhr im Altenpflegezentrum Heilsberg 
 
122 TeilnehmerInnen   Protokoll: Susanne Berger, Weilburg 
 
Top 1: Eröffnung und Begrüßung 
Edith Heller, Vorsitzende des Gesamtausschusses von Hessen Nassau begrüßt alle 
Anwesenden. Thomas Steeger vom Gesamtausschuss aus Kurhessen-Waldeck 
überbringt Grüße aus Kurhessen-Waldeck und nimmt an der Sitzung teil. 
 
Top 2: Festlegung der Tagesordnung 
Die Tagesordnung wird wie vorliegend genehmigt. 
 
Top 3: Protokoll der Mitgliederversammlung vom 10.09.2013 und des Vorsit-
zenden Treffens vom 13.11.2014 
Die Protokolle werden einstimmig genehmigt. 
 
Top 4: Bericht über die bisherige Tätigkeit des GAMAV HN 
Die Vorsitzende Edith Heller berichtet über die Arbeit des Gesamtausschusses Hes-
sen-Nassau 
- Die technische Ausstattung von Seiten des Diakonischen Werkes ist noch nicht 

erfolgt. 

- 2 Mitglieder des GA wurden vom DW  wegen Fehlens einer ACK- Zugehörigkeit 

nicht als rechtmäßig gewählte Mitglieder anerkannt. 

- Diese Streitigkeit wurde mittlerweile am 23.04.14 in einem Kirchengerichtsverfah-

ren positiv für den Gesamtausschuss entschieden (Urteil liegt dem GA vor, Nach-

trag zum Protokoll).  

- Fortbildungen  des GAMAV HN  werden gut angenommen 

- Die Zusammenarbeit mit dem Gesamtausschuss Kurhessen-Waldeck  ist gut. Es 

finden vier gemeinsame Sitzungen im Jahr, eine Klausurtagung und eine Tea-

merschulung im Herbst statt. Beate Eishauer und Thomas Steeger, GAMAV KW, 

und Edith Heller und Hans Appel, GAMAV HN, bilden den geschäftsführenden 

Vorstand Hessen. 

- Die MAVen HN können auch an den Fortbildungen von Kurhessen- Waldeck und 

umgekehrt teilnehmen. 

Top 5: Arbeitsrecht im DW Hessen 
a) Arbeitsrechtsregelungsgesetz und Stand der Gespräche 

- Es gibt einen Systemwechsel in Niedersachsen, d.h. dort gibt es eine Grundsatz-

vereinbarung, diese bildet den Rahmen für Verhandlungen zu einem regulären 

Tarifvertrag.  

Dies ist ein langer und schwieriger Weg und kann in Hessen nur erreicht werden, 

wenn man Geschlossenheit zeigt. 

- Nach der Fusion zur Diakonie Hessen haben beide Gesamtausschüsse  im Spät-

sommer 2013 immer wieder auf die Notwendigkeit eines Systemwechsels hin zu 

Tarifverträgen gedrungen.  
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- Dabei haben sie auch immer wieder auf die Beschneidung der Rechte der Ge-

werkschaften im vorliegenden ARRG der Diakonie Hessen hingewiesen. Denn 

diese Vorlage entspricht nicht dem Urteil des BAG vom 20.11.2012, in dem die 

koalitionsmäßigen Rechte der Gewerkschaften ausdrücklich betont werden. 

- Im August 2013 kam es in Gießen zur ersten Ansetzung einer Delegiertenver-

sammlung für die arbeitnehmerseitige Besetzung der neuen ARK. Diese musste 

wegen Formfehlern abgebrochen werden. Nachdem Anfang  November absehbar 

war, dass die geplante Neuansetzung zur ARK Wahl am 29.11.2013 erneut nicht 

zu Stande  kommen würde, konnte der Vorstand der Diakonie Hessen davon 

überzeugt werden die Delegiertenversammlung zu verschieben. In verschiedenen 

Gesprächen mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden, dem juristischen Vorstand der 

Diakonie Hessen und dem Vorstand der AG-Dienstgeber wurde die übergangs-

weise Mitarbeit am jetzigen ARK Modell signalisiert, wenn gleichzeitig eine schrift-

liche Zusage ihrerseits über den Einstieg in Gespräche mit den Gewerkschaften 

mit dem Ziel einer Prozess Vereinbarung hin zu allgemeinverbindlichen Tarifver-

trägen erfolgt. Dies wurde jedoch von diesen abgelehnt. Es wurde lediglich signa-

lisiert, dass die Arbeitgeberseite die Notwendigkeit sieht, den Lohnwettbewerb zu 

beenden und auch der Vorstand der Diakonie Hessen zu Gesprächen mit den 

Gewerkschaften bereit ist, dies jedoch noch einige Zeit benötigt. 

- Inge Waddy-Faust und Alfred Grimm berichten aus der Sicht von Verdi. Herr 

Grimm wird einen Artikel über die Entwicklung in Niedersachsen verfassen und 

ihn in nächster Zeit den MAVen zu kommen lassen. 

- Die nächste Delegiertenversammlung wird am 31.03.2014 in Friedberg stattfin-

den. Diese Versammlung ist nicht öffentlich. Es wird den ganzen Tag die Rechts-

anwaltskanzlei von S. Feuerhahn vor Ort sein um die MAVen und Delegierten zu 

unterstützen. 

- Die Ersatzentsendeordnung wurde dahingehend geändert, dass nun keine Wäh-

lerlisten mehr zu erstellen sind und die Arbeitnehmer müssen sich die Unterlagen 

selbst besorgen. Diese Ordnung wurde auf der letzten Aufsichtsratssitzung am 

19.03.2014, obwohl der Vorstand der Gesamtausschüsse seine Bedenken geäu-

ßert hat, geändert. Bei dieser Aufsichtsratssitzung  wurde auch schon mal vor-

sorglich ein Wahlvorstand bestellt.  

Die neue Ersatzentsendeordnung tritt in Kraft, wenn die ARK nicht in der vorge-

sehenen Zahl von Vereinigungen und Mitarbeitervertretungen besetzt wird. 

 

b) Kirchengericht für Mitarbeitervertretungssachen 

Geschäftsstelle 

Angela Sauer  

Kölnische Straße 136      

34119 Kassel       

Telefon 0561 1095-3136  

Telefax 0561 1095-3226 

 

Unsere RichterInnen in Frankfurt:   Frau Dr. Petra Guthmann 

Herr Dr. Jens Tiedemann 
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ArbeitnehmerbeisitzerInnen (für Hessen und Nassau): 

        Edith Heller 

        Herbert Krauß  

        Hans Appel 

Erhard Schleitzer 

Thorsten Ebert 

 

Bisher wurden 4 Verfahren eingeleitet und 2 davon bereits durch einen Spruch 

entschieden: 

1. Dienstzeitenänderung im Elisabethstift Darmstadt – Einigung bei Gütever-

handlung (Antrag wurde von Leitung zurückgezogen). 

2. Fortbildungsmaßnahmen für MAVen – Urteil im Eilverfahren, jedes MAV- Mit-

glied hat Anspruch auf Grundschulung und die MAVen entscheiden welche 

Fortbildung besucht wird. Dienstliche Belange müssen konkret anhand des 

Dienstplans nachgewiesen werden. 

3. Anerkennung der Mitglieder des Gesamtausschusses in vollem Umfang bestä-

tigt (Nachtrag zum Protokoll). 

(alle Urteile können bei Interesse beim GA angefordert werden). 

 Schlichtungsstelle Individualverfahren (Geschäftsstelle: Adresse wie oben) 
SchlichterInnen der Kammer in Frankfurt  Frau RAin Lisa Wunsch 

Frau RAin Alexandra Schuck 
Herr Dr. Stefan Hoehn 

Arbeitnehmer-BeisitzerInnen    Susanne Berger 
Edith Heller 
Alfred Grimm 
Herbert Krauß 
Christoph Künkel 
Bernd Lehmann 
Klaus Renschler 
Hans Appel 
Michel Hondrich 

 
c) Lohnentwicklung und Notlagenregelung in Hessen und Nassau 

Es gibt einen drei- bzw. viertgeteilten Gehaltsabschluss: 
Kirche:  ab 03/2014 2,5% Lohnerhöhung und Reduzierung der wöchentli-

chen Arbeitszeit auf 39 Stunden  
Diakonie :  ab 01/2014 2,9% Lohnerhöhung 
Altenhilfe:  ab 07/2014 1,5% Lohnerhöhung – bei bereits bestehender Not-

lagenregelung wird sie allerdings ausgesetzt! 
 
Im Schreiben der ARK wird mitgeteilt, dass dem § 1 AVR.HN ein neuer Absatz 
angefügt wir. Dieser definiert, wann es sich um Einrichtungen der Altenhilfe han-
delt. Dies bedeutet, dass die meisten Ambulanten Pflegeeinrichtungen unter 
die Altenhilfe fallen. 
 
Es wird ein offener Brief  zu diesem Thema aufgesetzt. Dieser soll an den Vor-
stand der Diakonie Hessen und später mit dem Ergebnis des 31.3. 2014 (Dele-
giertenversammlung) auch an die Presse weitergeleitet werden. 
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Top 6: Entscheidung der Synode zum MVG des DW der EKD und zum Arbeits-
rechtsregelungsgrundsätzegesetz der EKD 
 
Die Hauptforderung der Mitarbeitervertreter vor der Bundessynode in Düsseldorf war 
Stärkung der Mitarbeiterrechte. 
 
Auf der Synode wurden keine Forderungen der MAVen berücksichtigt, lediglich § 63a 
MVG hat sich dahingehend verändert, dass das Kirchengericht ein Bußgeld in Höhe 
von 5000,-- € verhängen kann, wenn sich AG nicht an Urteile halten, die Schwerbe-
hindertenvertretung verbesserte Arbeitsmöglichkeiten hat, und die Zusammenschlüs-
se der MAVen auch auf Bundesebene anerkannt werden. Die Möglichkeit zum Ab-
schluss von Dienstvereinbarungen zur Einrichtung einer Einigungsstelle wurde als 
neuer § 36a ins MVG aufgenommen. 
 

Seit über 20 Jahren treffen sich Delegierte der Arbeitsgemeinschaften der MAVen 
und GAs in der Bundeskonferenz (BUKO) 
Ende 2013 wurde diese nun auch offiziell in das MVG.EKD aufgenommen. 
Die BUKO setzt sich aus den Gesamtausschüssen bzw. den AG MAVen der diakoni-
schen Landesverbände zusammen. 
Gemeinsam mit dem Vorstand der „Ständigen Konferenz“ (Stäko), die sich aus den 
gliedkirchlichen GA und der GMAV der EKD zusammensetzt, bildet der fünfköpfige 
Vorstand der BUKO den „Gesamtausschuss der EKD“. 
Diese Gremien befassen sich insbesondere mit kirchengesetzlichen Regelungen 
zum Arbeitsrecht, der Förderung des Informations- und Erfahrungsaustausches, der 
Fortbildungsarbeit und der Beratung und Unterstützung der entsendenden Gremien. 
Durch die neue Verankerung im MVG ist die BUKO derzeit noch mit organisatori-
schen Fragen beschäftigt. Hier besteht noch Klärungsbedarf mit dem Kirchenamt der 
EKD und Anfang April auf der Klausurtagung in Springe werden erste Ergebnisse 
erwartet. 

 
Top 7: Kurzberichte aus den Einrichtungen 
- Urteile von Arbeitsgerichten können kostenpflichtig über Juris eingesehen werden 
- Mission Leben (Martinsstift) nach Abschluss neuer Pflegesatzverhandlungen 

wurde die Rücknahme der Notlagenregelung gefordert. Bevor aber so etwas pas-
siert, wurden die Pflegesätze wieder reduziert. 

- Im Eichhof Krankenhaus Lauterbach erhielten die Stationsleitungen eine Ände-
rungskündigung hinsichtlich ihrer Leitungsfunktion. Es werden stattdessen neue 
Bereichsleitungen eingesetzt. Die MAV hat Rechtsberatung beantragt und erhal-
ten. 

- Mitarbeiter sind dem Arbeitgeber verpflichtet auf Missstände hinzuweisen, d.h. 
zeitnahe Erstellung von Überlastungsanzeigen sind unbedingt nötig. 

 
Top 8: Verschiedenes 
- Am 12.05.2014 gibt es einen Aktionstag Altenpflege organisiert von der Diakonie 

Deutschland.  
- Das nächste Vorsitzenden Treffen findet am 23. Juni 2014 statt. 
- Herbert Krauß von der MAV Krankenhaus Eichhof wurde als langjähriges Mitglied 

der AGMAV heute offiziell geehrt und verabschiedet. 
- Bettina Karber von der MAV Markus-Krankenhaus danken wir ebenfalls für ihre 

Mitarbeit in der AGMAV. 
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Im Wortlaut  #  Im Wortlaut  #  Im Wortlaut  #  Im Wortlaut  #  Im Wort 

 
 
 
 
Offener Brief an den Vorstand der Diakonie Hessen 
 
GERECHTIGKEIT GEHT ANDERS 
 
Nach wie vor verweigert die Diakonie Hessen faktisch den Abschluss von Tarifver-
trägen mit Gewerkschaften.  
Sie regelt Lohnerhöhungen und Lohnabsenkungen sowie das übrige Arbeitsrecht in 
arbeitgeberseitig aufgestellten sogenannten Arbeitsrechtlichen Kommissionen. 
 
So hat man sich über Jahre unter Nutzung kirchlich- diakonischer Sonderrechte 
Wettbewerbsvorteile gegenüber den anderen Wohlfahrtsverbänden verschafft, auf 
Kosten unserer Arbeitsbedingungen und Einkommen. 
 
Besonders hart trifft es die Kolleginnen und Kollegen  
in der stationären und ambulanten Altenpflege: 

 Wie bei uns Allen liegt ihr Lohnniveau im Durchschnitt 10% unter dem der 
Caritas und dem der kommunalen und öffentlichen Träger sozialer Arbeit. 

 Vielen von ihnen wurde darüber hinaus die Lohnerhöhung 2013 von 4,1% per 
Notlagenregelung ganz oder teilweise verwehrt, Einigen noch dazu das 
Weihnachtsgeld 2013 gestrichen oder gekürzt. 

 Jetzt beim Abschluss 2014 werden die Kolleginnen und Kollegen erneut ab-
gestraft: 1,5% mehr Gehalt erst ab Juli anstelle 2,9 % ab Januar wie bei 
uns Anderen in der sozialen Arbeit der Diakonie. 

 
Bei der gleichzeitig angespannten Personalsituation in der Pflege mit hoher 
Arbeitsverdichtung ist diese Unterschiedsbehandlung für uns alle unerträglich! 
 
Unsere Arbeitgeber begründen diese Maßnahmen mit dem aggressiven Lohndum-
ping der privaten, gewinnorientierten Mitbewerber im Markt der Altenpflege. 
Was sie uns verschweigen: Würden sie zusammen mit Caritas, AWO, DRK, ASB und 
anderen gemeinnützigen sowie öffentlichen Trägern zusammenstehen,   wären dies 
deutlich mehr als 50% der Altenpflege - Einrichtungen in Hessen. Würden sie dann 
mit den Gewerkschaften einen gemeinsamen Tarif aushandeln, könnte dieser von 
der Landesregierung für allgemeingültig erklärt werden.  
Dann wäre dieser für alle Betreiber der Branche verbindlich und auch die  
privaten „Lohndrücker“ müssten ihn anwenden. Das ist Gesetz   
 
Unsere Arbeitgeber begründen diese Maßnahmen mit der schwierigen Refinanzie-
rungssituation der Altenpflege und verweisen das Problem an die Politik. 
Was sie uns verschweigen: Gäbe es bei uns einen ordentlicher Tarifvertrag und nicht 
eine kirchlich-diakonische Entgeltordnung, könnten sie ihre  durch Lohnerhöhung 
entstandenen Mehrkosten gegenüber den Kostenträgern einklagen. Das Bundesso-
zialgericht hat diesen Weg gewiesen, zuletzt 2009. 
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Statt mit aller Kraft an einer Beendigung des Preiskrieges und Lohndumpings in der 
Pflege zu arbeiten, verpulvert die Diakonie Hessen all ihre Energie krampfhaft  
 
in den Erhalt längst nicht mehr zeitgemäßer kirchlich – diakonischer Sonderwege und 
– rechte und dies letztendlich insbesondere auf Kosten der Mitarbeitenden! 
 
Wir wollen dieses Spiel aber endgültig nicht mehr mitspielen! 
 
Wir fordern: Guter Lohn für gute Arbeit, keine Mehrklassengesellschaft in der Vergü-
tung diakonischer Mitarbeiter /-innen. 
 
Wir fordern: Beteiligen Sie sich ernsthaft und für uns sichtbar an den Gesprächen der 
aktuellen Verdi – Initiative für einen allgemeingültigen Branchentarif „Altenpflege 
Hessen“. 
 
Wir fordern: Folgen Sie umgehend dem Beispiel Niedersachsens und schließen Sie 
mit den sich anbietenden Gewerkschaften eine Prozessvereinbarung zu einem Tarif-
vertrag Diakonie Hessen ab. 
 
 
25. März 2014 
 
Die Teilnehmer / -innen der Mitgliederversammlung  
des Gesamtausschusses Hessen – Nassau  
 

 

 

 
 

…und auch das war Friedberg am 31.03.2014 



 

20 

Betriebliches Eingliederungs-Management 

BEM 
Der Weg zu einem effektiven Betrieblichen Eingliederungsmanagement 

 
 

Das Tagesseminar richtet sich an alle MAV-Mitglieder 
 

Seit 2004 sind Arbeitgeber verpflichtet, länger erkrankten Beschäftigten ein Betriebli-
ches Eingliederungsmanagement (kurz: BEM) anzubieten 
 
 

Betriebliches Eingliederungsmanagement ist ein Instrument zur Wiedereingliederung 
langfristig erkrankter Beschäftigter. Ziel des Eingliederungsmanagements ist es, die 
Beschäftigten mit geeigneter Unterstützung im Betrieb zu halten und Entlassungen 
wegen Erkrankung oder Behinderung zu vermeiden. 
 
Vor Einführung des BEM ist eine Dienstvereinbarung zwischen MAV und Arbeitgeber 
abzuschließen. 
 
 
Seminarprogramm: 
 

 Rechtliche Grundlagen des BEM 

 Definition und Ziele: Was heißt BEM? Und: Warum BEM? 

 Begriffsklärung „Beschäftigter“ und „Arbeitsunfähigkeit“: Wer kommt für ein 
BEM in Betracht? 

 Zentrale Voraussetzung: Zustimmung des Arbeitnehmers 

 Beteiligte: Wer sitzt im BEM-Team und welche Stellen helfen weiter? 

 Fehlendes BEM: Auswirkungen auf den Kündigungsschutz? 

 Abschluss einer Dienstvereinbarung – worauf es ankommt. 

 Ablauf des BEM-Verfahrens 

 
Referent ist Herr Oliver Fröhlke von der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung 
(DGUV) 
 

24. September 2014  Das Spenerhaus 

09:30 – 16:00 Uhr  Dominikanergasse 5 

  60311 Frankfurt am Main 

Kosten:   100.- €   
Teamer:  Oliver Fröhlke 
  Inge Waddy Faust 
Anmeldeschluss:  29.08.2014 
Anmeldung:  agmav.hn@gmx.de 
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Arbeitsvertragsrichtlinien in Hessen 
und Nassau (AVR.HN) 

 
 
Neues Fortbildungsangebot für die MAVen in Hessen und Nassau: 
Die Arbeitsvertragsrichtlinien in Hessen und Nassau (vorher KDAVO genannt) wur-
den zum 1.10.2005 im Diakonischen Werk in Hessen und Nassau eingeführt. Seit-
dem gab es eine Reihe von Änderungen in dieser Ordnung. Wegen der Situation in 
den Arbeitsrechtlichen Kommissionen ist davon auszugehen, dass trotz der Fusion 
der beiden Diakonischen Werke in Hessen die AVR.HN in der nächsten Zeit in Hes-
sen und Nassau noch weiter Bestand haben wird. 
 
Programm: 
 
In dieser Fortbildung geben wir einen Überblick über die Inhalte, insbesondere zu 
folgenden Bereichen: 

 Aufbau und Struktur der AVR.HN 

 Änderungen in den AVR.HN seit 1.10.2005 

 Allgemeine Bestimmungen und zusätzliche Regelungen  

 Grundsätze der Vergütung  

 Vergütungsbestandteile und Zulagen 

 Grundsätze der Eingruppierung  

 Ergebnisse der Schlichtungen zur Eingruppierung 

 Sonderzahlung und Bonus  

 Urlaub 

 Ausschlussfristen 

 Regelungen für Auszubildende und Praktikanten 

 Familienbudget 

 Notlagenregelung 
 
Weiter gibt es die Möglichkeit, auf aktuelle Fragen in der Einrichtung einzugehen.  
 
Teamer:  Barbara Senser-Jöster, Rechtsanwältin in Frankfurt 

Erhard Schleitzer 
 

20.10 - 22.10.2014  Martin-Niemöller-Haus 

Arnoldshain/Taunus  
 
Anreise am 20.10.: 9:00 – 9:30 Uhr (ab 9:00 steht ein Begrüßungskaffee bereit) 
 
Kosten: 570 Euro inkl. 2 Übernachtungen und Vollverpflegung 
 
Dieses Seminar wird im Auftrag des Gesamtausschusses der MAVen in Hessen und 
Nassau durchgeführt. Anmeldeschluss:  30.09.2014 
 
Die Anmeldungen bitte per Mail an:   agmav.hn@gmx.de 
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Krankenschwester hat trotz Nachtdienstuntauglichkeit Anspruch auf Weiterbe-
schäftigung – Nachtdienstuntauglichkeit führt nicht zur Arbeitsunfähigkeit.  
Eine Krankenschwester, die aus gesundheitlichen Gründen keine Nachtschich-
ten im Krankenhaus mehr leisten kann, ist deshalb nicht arbeitsunfähig krank. 
Sie hat Anspruch auf Beschäftigung, ohne für Nachtschichten eingeteilt zu 
werden.  

 
Die Beklagte des zugrunde liegenden Streitfalls betreibt ein Krankenhaus der so ge-
nannten Vollversorgung mit etwa 2.000 Mitarbeitern. Die Klägerin ist bei der Beklag-
ten seit 1983 als Krankenschwester im Schichtdienst tätig. Arbeitsvertraglich ist sie 
im Rahmen begründeter betrieblicher Notwendigkeiten zur Leistung von Sonntags-, 
Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht- und Schichtarbeit verpflichtet. Nach einer Be-
triebsvereinbarung ist eine gleichmäßige Planung u.a. in Bezug auf die Schichtfolgen 
der Beschäftigten anzustreben. Das Pflegepersonal bei der Beklagten arbeitet im 
Schichtdienst mit Nachtschichten von 21.45 Uhr bis 6.15 Uhr. Die Klägerin ist aus 
gesundheitlichen Gründen nicht mehr in der Lage, Nachtdienste zu leisten, weil sie 
medikamentös behandelt wird.  
 
Pflegedirektor erklärt Klägerin für arbeitsunfähig krank Nach einer betriebsärztli-
chen Untersuchung schickte der Pflegedirektor die Klägerin am 12. Juni 2012 nach 
Hause, weil sie wegen ihrer Nachtdienstuntauglichkeit arbeitsunfähig krank sei. Die 
Klägerin bot demgegenüber ihre Arbeitsleistung - mit Ausnahme von Nachtdiensten - 
ausdrücklich an. Bis zur Entscheidung des Arbeitsgerichts im November 2012 wurde 
sie nicht beschäftigt. Sie erhielt zunächst Entgeltfortzahlung und bezog dann Arbeits-
losengeld.  
 
Krankenschwester kann vertraglich geschuldete Tätigkeiten trotz Nachtdienst-
untauglichkeit ausführen Die auf Beschäftigung und Vergütungszahlung für die Zeit 
der Nichtbeschäftigung gerichtete Klage war beim Bundesarbeitsgericht, ebenso wie 
in den Vorinstanzen, erfolgreich. Die Klägerin ist weder arbeitsunfähig krank noch ist 
ihr die Arbeitsleistung unmöglich geworden. Sie kann alle vertraglich geschuldeten 
Tätigkeiten einer Krankenschwester ausführen. Die Beklagte muss bei der Schicht-
einteilung auf das gesundheitliche Defizit der Klägerin Rücksicht nehmen. Die Vergü-
tung steht der Klägerin unter dem Gesichtspunkt des Annahmeverzugs zu, weil sie 
die Arbeit ordnungsgemäß angeboten hat und die Beklagte erklärt hatte, sie werde 
die Leistung nicht annehmen. 
Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 09.04.2014 - 10 AZR 637/1 
 
 
 
Büropersonal für Mitarbeitervertretung 

 
Gemäß § 31 Abs.1 MVG-K hat die Dienststelle für die Sitzungen, die Sprechstunden 
und die laufenden Geschäfte der MAV nicht nur die erforderlichen Räume und den 
Geschäftsbedarf sondern auch Büropersonal zur Verfügung zu stellen. 
Die Verpflichtung zur Stellung von Büropersonal besteht unabhängig davon, ob Bü-
ropersonal in der Dienststelle vorhanden ist oder üblicherweise eingesetzt wird. Die 
MAV hat auch Anspruch auf Büropersonal, wenn dies nicht dienststellenüblich ist. 
(Kirchengerichtshof der EKD, 07.08.2013, I-0124/V21-13)  
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Kündigung bei zumutbarer Weiterbeschäftigung unzulässig  

 
Begeht ein Arbeitnehmer außerdienstlich eine Straftat, so rechtfertigt dies grundsätz-
lich eine verhaltensbedingte Kündigung. Dies gilt laut BAG jedoch dann nicht, wenn 
eine zumutbare andere Beschäftigungsmöglichkeit besteht. (20.06.2013, Az. 2 AZR 
583/12) 
Ein Wachpolizist stellte in seiner Freizeit Betäubungsmittel her. Das BAG hat trotz 
bestehender grundsätzlich möglicher Kündigungsgründe das vorinstanzliche Urteil 
aufgehoben. Das LAG habe sich nicht mit der Frage auseinandergesetzt, ob eine 
anderweitige Beschäftigungsmöglichkeit, etwa im Innendienst, bestehe. Wäre dies 
der Fall, sei eine ordentliche Kündigung unverhältnismäßig und damit unwirksam. 
 
 
 
Konfessionslose Bewerber und kirchliche Einrichtungen 

 
Fall 1) Ein diakonisches Werk in Berlin hat eine Stelle für einen Referenten/in ausge-
schrieben. Einstellungsvoraussetzung war die Mitgliedschaft in einer christlichen Kir-
che. (ArbG Berlin, 18.12.2013, Az. 54 CA 6322/13) 
Fall 2) Ein konfessionsloser Intensivpfleger hat sich um eine Stelle in einem Kran-
kenhaus in der Rechtsträgerschaft einer katholischen Kirchengemeinde beworben. 
(ArbG Aachen, 14.12.2012, Az. 2Ca 4226/11) 
 
In beiden Fällen wurden die konfessionslosen Bewerber nicht zu Vorstellungsge-
sprächen eingeladen und erhielten mit der Begründung, sie seien konfessionslos, 
eine Absage. Sie klagten daraufhin auf Entschädigungszahlung in Höhe von 3 Brut-
tomonatsentgelten und bekamen in der Sache Recht! Die Höhe der Entschädigungs-
zahlung belief sich allerdings jeweils nur auf 1 Bruttomonatsentgelt. 
 

 
Verdacht eines Diebstahls durch Arbeitnehmer:  
Arbeitgeber darf nicht heimlich Spind des Arbeitnehmers durchsuchen.  
Keine Berücksichtigung der durch heimliche Schrankkontrolle gewonnenen 
Erkenntnisse  

 
Ein Arbeitgeber darf trotz bestehenden Diebstahlverdachts gegen einen Arbeitneh-
mer nicht dessen Spind heimlich durchsuchen. Dadurch gewonnene Erkenntnisse 
dürfen angesichts der in der heimlichen Durchsuchung liegenden Schwere der Per-
sönlichkeitsverletzung nicht als Begründung für eine fristlose Kündigung herangezo-
gen werden. Dies geht aus einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts hervor. 
Dem Fall lag folgender Sachverhalt zugrunde: Im März 2011 wurde angesichts eines 
be-stehenden Diebstahlverdachts gegenüber einem Verkäufer sein verschlossener 
Spind von der Arbeitgeberin und einem Betriebsratsmitglied durchsucht. Dabei wurde 
laut Arbeitgeberin vom Verkäufer entwendete Damenunterwäschegefunden. Darauf-
hin erstattete die Arbeitgeberin Strafanzeige. Die darauf folgende Wohnungsdurch-
suchung des Verkäufers sowie der erneuten Durchsuchung seines Spinds verliefen 
jedoch ergebnislos. Dennoch wurde der Verkäufer fristlos gekündigt. Da seiner Mei-
nung nach die Schrankdurchsuchung rechtswidrig gewesen sei und daher die  
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dadurch gewonnenen Erkenntnisse unverwertbar gewesen seien, erhob er Kündi-
gungsschutzklage.  
 
Landesarbeitsgericht gab Klage statt. Das Hessische Landesarbeitsgericht gab 
der Klage statt und führte zur Begründung im Wesentlichen aus, dass die Spindkon-
trolle unverhältnismäßig und daher rechtswidrig gewesen sei. Daher seien die 
dadurch gewonnenen Erkenntnisse nicht verwertbar und die fristlose Kündigung un-
wirksam gewesen. Gegen diese Entscheidung legte die Arbeitgeberin Revision ein.  
 
Diebstahlsverdacht rechtfertigt grundsätzlich fristlose Kündigung. Das Bun-
desarbeitsgericht bestätigte die Entscheidung der Vorinstanz. Zwar sei es richtig, 
dass selbst der Verdacht eines Diebstahls und eine somit schwerwiegende Pflicht-
verletzung einen wichtigen Grund im Sinne des § 626 Abs. 1 BGB für eine fristlose 
Kündigung darstellen kann. Voraussetzung dafür sei, dass der Verdacht auf konkrete 
objektive Tatsachen gestützt sei, die Verdachtsmomente geeignet sind, das für die 
Fortsetzung des Arbeitsverhältnis erforderliche Vertrauen zu zerstören, sowie der 
Arbeitgeber alle zumutbaren Anstrengungen zur Aufklärung des Sachverhalts unter-
nommen hat. Dies erfordere insbesondere die Anhörung des Arbeitnehmers. Jedoch 
sei zu beachten gewesen, dass die durch die heimliche Schrankkontrolle gewonne-
nen Beweismittel nicht verwertbar waren (sog. Beweisverwertungsverbot).  
 
Durchsuchung eines Schranks unter Beachtung der Verhältnismäßigkeit. Das 
Bundesarbeitsgericht verwies darauf, dass der persönliche Schrank des Abreitneh-
mers und dessen Inhalt Teil dessen Privatsphäre sei. Ein Arbeitnehmer dürfe also 
darauf vertrauen, dass der Schrank nicht ohne Einwilligung geöffnet und durchsucht 
wird. Kommt es dennoch dazu, liege regelmäßig ein schwerwiegender Eingriff in die 
Privatsphäre vor. Ein solcher Eingriff könne zwar durch zwingende Gründe gerecht-
fertigt sein, wie etwa durch einen konkreten Diebstahlsverdacht. Jedoch müsse die 
Art und Weise der Durchsuchung verhältnismäßig sein.  
 
Heimliche Spindkontrolle war unverhältnismäßig. Die von der Arbeitgeberin im 
Beisein eines Betriebsratsmitglieds durchgeführte heimliche Spindkontrolle sei nach 
Ansicht des Bundesarbeitsgerichts unverhältnismäßig gewesen. Die Arbeitgeberin 
hätte den Arbeitnehmer bei der Kontrolle hinzuziehen müssen. Dies hätte im Gegen-
satz zur heimlichen Durchsuchung ein milderes Mittel dargestellt. Denn nur dadurch 
hätte der Arbeitnehmer die Möglichkeit gehabt auf die Art und Weise der Durchsu-
chung Einfluss zu nehmen oder effektiv Rechtsschutz suchen können. Zudem sei als 
milderes Mittel die Durchführung einer Personen- bzw. Taschenkontrolle beim Ver-
lassen des Marktes sowie einer daran anschließenden offenen Spindkontrolle in Be-
tracht gekommen. Zwar könne auch eine heimliche Durchsuchung zulässig sein. 
Gründe, die für eine Zulässigkeit gesprochen hätten, haben aber nicht vorgelegen.  
 
Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 20.06.2013 
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Urlaubsanspruch  
BAG 6.5.2014, 9 AZR 678/12  
Auch im ruhenden Arbeitsverhältnis bestehen grundsätzlich gesetzliche Ur-
laubs(abgeltungs)ansprüche  

 
Der gesetzliche Urlaubsanspruch aus § 1 BUrlG setzt nur den rechtlichen Bestand 
des Arbeitsverhältnisses und die einmalige Erfüllung der Wartezeit voraus. Er besteht 
daher auch im ruhenden Arbeitsverhältnis, soweit keine gesetzlichen Sonderrege-
lungen - wie bei der Elternzeit und beim Wehrdienst - bestehen. Auch unbezahlter 
Sonderurlaub hindert deshalb weder die Entstehung des gesetzlichen Urlaubsan-
spruchs noch rechtfertigt er eine Kürzung des gesetzlichen Urlaubs.  
 
Der Sachverhalt: Die Klägerin war seit August 2002 bei der beklagten Universitäts-
klinik als Krankenschwester beschäftigt. Vom 1.1.2011 bis zur Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses am 30.9.2011 hatte sie unbezahlten Sonderurlaub. Anschließend 
verlangte sie von der Beklagten die Abgeltung von 15 Urlaubstagen aus dem Jahr 
2011. Das Arbeitsgericht wies die hierauf gerichtete Klage ab; das LAG gab ihr statt. 
Die hiergegen gerichtete Revision der Beklagten hatte vor dem BAG keinen Erfolg.  
 
Die Gründe: Die Klägerin hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf Abgeltung des 
gesetzlichen Urlaubsanspruchs für die Zeit von Januar bis September 2011. Der 
Sonderurlaub stand dem Entstehen des gesetzlichen Urlaubsanspruchs nicht entge-
gen. Er berechtigte die Beklagte auch nicht zur Kürzung des gesetzlichen Urlaubs. 
 
Nach § 1 BUrlG hat jeder Arbeitnehmer in jedem Kalenderjahr Anspruch auf bezahl-

ten Erholungsurlaub. Diese Vorschrift ist nach § 13 Abs. 1 Satz 1 und 3 BUrlG unab-

dingbar. Die Entstehung des gesetzlichen Urlaubsanspruchs erfordert nur den recht-

lichen Bestand des Arbeitsverhältnisses und die einmalige Erfüllung der Wartezeit. 

Das BUrlG bindet den Urlaubsanspruch damit weder an die Erfüllung der Haupt-

pflichten aus dem Arbeitsverhältnis noch ordnet es die Kürzung des Urlaubsan-

spruchs für den Fall des Ruhens des Arbeitsverhältnisses an. Zwar sehen spezialge-

setzliche Regelungen für den Arbeitgeber die Möglichkeit der Kürzung des Urlaubs 

bei Elternzeit (§ 17 Abs. 1 Satz 1 BEEG) oder Wehrdienst (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Arb-

PlSchG) vor. Diese Vorschriften sind hier aber nicht entsprechend anwendbar. Dass 

der Urlaubsanspruch bei einem ruhenden Arbeitsverhältnis nicht generell, sondern 

nur in den gesetzlich geregelten Fällen entfallen soll, zeigt z.B. der Umstand, dass 

beim Ruhen des Arbeitsverhältnisses während einer Pflegezeit (§§ 3, 4 PflegeZG) 

keine Kürzung des Urlaubsanspruchs vorgesehen ist. Kommt es daher - wie hier - 

zum Ruhen des Arbeitsverhältnisses aufgrund einer Vereinbarung der Arbeitsver-

tragsparteien, so hindert dies grundsätzlich weder das Entstehen des gesetzlichen 

Urlaubsanspruchs noch ist der Arbeitgeber zur Kürzung des gesetzlichen Urlaubs 

berechtigt. 
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